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Beschwerdebefugnis des Notars und
Grenzen der Urkundenberichtigung

Leitsatz

1. Durch die Zurtckweisung einer Anmeldung ist ein Notar nicht in eigenen Rechten beein-
trachtigt.(Rn.47)

2. Die Berichtigung einer notariellen Urkunde nach § 44a Abs. 2 BeurkG kommt in Betracht,
wenn die Unrichtigkeit offensichtlich ist, sich also fur jeden AuBenstehenden aus Umstanden
ergibt, die auch auBerhalb der Urkunde liegen kénnen. Entscheidend ist, dass es sich um ei-
nen Verlautbarungsmangel handelt. Das Verfahren nach § 44a Abs. 2 BeurkG darf nicht dazu
benutzt werden, eine Erklarung nachzuholen, die die Beteiligten nicht abgegeben haben. Ist
die fehlerhafte Angabe die richtige Wiedergabe des von den Beteiligten Erklarten und Gewoll-
ten, dann kommt nur das Verfahren nach Abs. 3 in Betracht. Auf den sachlichen Inhalt der Ur-
kunde darf sich die Anderung nicht auswirken, sodass eine offensichtliche Unrichtigkeit jeden-
falls dann nicht mehr vorliegt, wenn die Willenserklarungen der Beteiligten durch die Berichti-
gung einen anderen Sinn erfahren kénnten.(Rn.55)

Verfahrensgang

vorgehend AG Charlottenburg, 3. Dezember 2025, 99 AR 12370/25 B-A-3044890/2025

Tenor
Die Beschwerde des Beteiligten zu 2 gegen den Beschluss des Amtsgerichts Charlotten-
burg vom 03. Dezember 2025 wird verworfen.
Griinde
l.
1 Unter dem 18. November 2025 sandte der Beteiligte zu 2 (nachfolgend auch nur "Notar

1") die Anmeldung der Griindung der Beteiligten zu 1, einer GmbH (nachfolgend auch
nur: "Gesellschaft") an das Handelsregister des Amtsgerichts Charlottenburg. Beigeflgt
war unter anderem die von Notar 1 aufgenommene notarielle Niederschrift vom 25. Ju-
ni 2025 (nachfolgend auch nur: "Niederschrift 1"), in der die Grindung der Gesellschaft
durch die Gesellschafter 1, 2 und 3 protokolliert ist.
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In § 3 des in der Niederschrift festgestellten Gesellschaftsvertrages der Gesellschaft
heilt es:

"Das Stammkapital der Gesellschaft betragt 25.000 Euro (in Worten: Finfundzwan-
zigtausend Euro).

Das Stammkapital wird wie folgt auf die Gesellschafter aufgeteilt:
[Gesellschafter 1] Gbernimmt einen Geschaftsanteil in Héhe von EUR 8.333,33,

[Gesellschafter 2] Ubernimmt einen Geschaftsanteil in Hohe von EUR 8.333,33, [Ge-
sellschafter 3] Ubernimmt einen Geschaftsanteil in Hohe von EUR 8.333,34.

Jeder Gesellschafter ist in Hohe von 1/3 des Stammkapitals an der Gesellschaft be-
teiligt. Die unterschiedlichen Euro-Betrage resultieren ausschlieBlich aus der kauf-
mannischen Rundung auf zwei Nachkommastellen.

(..)"

Mit notarieller Niederschrift eines weiteren Notars (nachfolgend auch nur: "Notar 2") vom
1. September 2025 (nachfolgend auch nur: "Niederschrift 2") vereinbarten die vorge-
nannten Gesellschafter sowie die T... GmbH (nachfolgend auch nur: "TMB"), dass Gesell-
schafter 3 aus der Gesellschaft ausscheide und die TMB an seiner Stelle in die Gesell-
schaft eintrete.

Zu § 3 des Gesellschaftsvertrages wurde geregelt:

"§ 3 Aufzahlungspunkt 2 des Gesellschaftsvertrages gemaR der Vorurkunde wird wie
folgt geandert:

Das Stammkapital wird wie folgt auf die Gesellschafter aufgeteilt:

TMB (...) Uibernimmt den Geschaftsanteil mit der laufenden Nummer 1 im Nennbe-
trag von 8.333,33 €,

Gesellschafter 1 (..) ibernimmt den Geschaéftsanteil mit der laufenden Nummer 2 im
Nennbetrag von 8.333,33 £,

Gesellschafter 2 (...) Ubernimmt den Geschaftsanteil mit der laufenden Nummer 3 im
Nennbetrag von 8.333,34 €."

Mit Beschluss vom 3. Dezember 2025 hat das Amtsgericht die Anmeldung mit der Be-
grindung zurtckgewiesen, dass die Errichtung der Gesellschaft wegen VerstoRes gegen
§ 5 Abs. 2 Satz 1 GmbHG nichtig sei.

Unter dem 11. Dezember 2025, eingegangen beim Amtsgericht am 15. November 2025,
sandte Notar 1 ein Schreiben an das Amtsgericht. Darin hief8 es u. a.: "Hiermit lege ich
sofortige Beschwerde gemaR §§ 567 ff. ZPO gegen den oben genannten Beschluss des
Amtsgerichts Charlottenburg -Abteilung 99- vom 3. Dezember 2025 ein." Beigefugt war
die elektronisch beglaubigte Abschrift eines Blattes, das lberschrieben war mit "Berichti-
gung einer offensichtlichen Unrichtigkeit gem. § 44a Abs. 2 BeurkG zur UVZ-Nr. (..) vom
25. Juni 2025". Darin hie8 es unter anderem: "In meiner UVZ-Nr. (...) vom 25. Juni 2025
ist in der Anlage (Gesellschaftsvertrag) eine offensichtliche Unrichtigkeit bei der Anga-
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be der Hohe der Geschaftsanteile der einzelnen Gesellschafter enthalten. § 3 des Gesell-
schaftsvertrages muss richtig lauten wie folgt:

"Das Stammkapital der Gesellschaft betragt 25.000 Euro (in Worten: Finfundzwan-
zigtausend Euro).

Das Stammbkapital wird wie folgt auf die Gesellschafter aufgeteilt:

[Gesellschafter 1] (...) ubernimmt einen Geschaftsanteil in Hohe von EUR 8.333,00,
[Gesellschafter 2] (...) ubernimmt einen Geschaftsanteil in Hohe von EUR 8.333,00,
[Gesellschafter 3] (...) Ubernimmt einen Geschaftsanteil in Hohe von EUR 8.334,00.
(...)

Dies stelle ich hiermit gem. § 44a Abs. 2 BeurkG richtig.

[Ort], den 11. Dezember 2025"

Unter dem 21. Dezember 2025 Ubersandte Notar 2 eine elektronisch beglaubigte Ab-
schrift der notariellen Niederschrift 2, der ein Blatt angeflgt war, das mit "Nachtragsver-
merk gemal § 44 a Abs. 2 BeurkG" iberschrieben war (nachfolgend auch nur "Vermerk
1"). Darin hie8 es u. a.:

"§ 3 Aufzahlungspunkt 2 des Gesellschaftsvertrages gemals der Vorurkunde wird wie
folgt geandert:

Das Stammkapital wird wie folgt auf die Gesellschafter aufgeteilt:

TMB (...) libernimmt den Geschaftsanteil mit der laufenden Nummer 1 im Nennbe-
trag von 8.333 €,

[Gesellschafter 1] Uibernimmt den Geschéaftsanteil mit der laufenden Nummer 2 im
Nennbetrag von 8.333 €,

[Gesellschafter 2] Uibernimmt den Geschaftsanteil mit der laufenden Nummer 3 im
Nennbetrag von 8.333 €.

Bei der Angabe der Nennbetrage ist in meiner vorbezeichneten Urkunde ein Schreib-
fehler unterlaufen.

[Ort], den 17. Dezember 2025".

Mit Beschluss vom 22. Dezember 2025 hat das Amtsgericht "der Beschwerde des [Notar
1]" nicht abgeholfen und die Sache dem Kammergericht zur Entscheidung vorgelegt. Zur
Begrindung hat es ausgeflhrt, dass ausweislich der Niederschrift 2 in der Fassung des
Vermerks gem. § 44a Abs. 2 BeurkG vom 17. Dezember 2025 das Stammkapital der Ge-
sellschaft den Mindestbetrag des § 5 Abs. 1 GmbHG unterschreite und daher die Errich-
tung der Gesellschaft nichtig sei. Bei dieser Sachlage sehe das Amtsgericht keine Mdg-
lichkeit, der Beschwerde abzuhelfen, da die Nichtigkeit des Grindungsaktes auch durch
die zweite erfolgte Berichtigung leider nicht beseitigt und lediglich durch einen neuen
Nichtigkeitsgrund ersetzt worden sei. Das Gericht kdnne auch nicht davon ausgehen,
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dass die jetzt nachgereichte Schreibfehlerberichtigung gemaR § 44 a BeurkG ihrerseits
schreibfehlerbehaftet sei und eine "Schreibfehlerberichtigung der Schreibfehlerberichti-
gung" erfolgen werde.

Unter dem 23. Dezember 2025 hat Notar 2 eine elektronisch beglaubigte Abschrift der
notariellen Niederschrift 2, der der Vermerk 1 sowie danach ein weiteres Blatt angeflgt
ist, Uberschrieben mit "Nachtragsvermerk gemaR § 44 a Abs. 2 BeurkG", an das Amtsge-
richt Ubermittelt. Darin hieRS es u. a.:

"§ 3 Aufzahlungspunkt 2 des Gesellschaftsvertrages gemals der Vorurkunde wird wie
folgt geandert:

Das Stammkapital wird wie folgt auf die Gesellschafter aufgeteilt:

TMB (...) tibernimmt den Geschaftsanteil mit der laufenden Nummer 1 im Nennbe-
trag von 8.333 €,

[Gesellschafter 1] Uibernimmt den Geschaftsanteil mit der laufenden Nummer 2 im
Nennbetrag von 8.333 €,

[Gesellschafter 2] Uibernimmt den Geschaftsanteil mit der laufenden Nummer 3 im
Nennbetrag von 8.334 €.

Bei der Angabe der Nennbetrage ist in meiner vorbezeichneten Urkunde ein Schreib-
fehler unterlaufen. Ferner ist mein Berichtigungsvermerk vom 17. Dezember 2025
missglickt. Dort ist ein weiterer Schreibfehler unterlaufen, soweit nun der Nennbe-
trag des von [Gesellschafter 2] gehaltenen Geschaftsanteils unzutreffend angegeben
wurde. Die Anmeldung und Gesellschafterliste vom gleichen Tage enthalten die zu-
treffenden Nennbetrage.

[Ort], den 23. Dezember 2025".

Auf Nachfrage des Senats hat Notar 1 erklart, seine Ausfuhrungen in der Beschwerde-
schrift seien dahin zu verstehen, dass er in eigenem Namen eine sofortige Beschwerde
gem. §§ 567 ff. ZPO einlege.

1.
Das Rechtsmittel hat keinen Erfolg.
1.

Die von Notar 1 im eigenen Namen eingelegte "sofortige Beschwerde gem. §§ 567 ff.
ZPQO" ist unzulassig. Fur eine andere Auslegung ist angesichts der auf Nachfrage des Se-
nats erfolgten Bekraftigung, dass seine Ausfuhrungen wartlich zu verstehen seien, kein
Raum.

a) Gegen den angefochtenen Beschluss ist nur die Beschwerde gem. §§ 58 ff. FamFG
statthaft, da es sich um eine Registersache gem. § 378 ff. FamFG handelt. Eine "sofor-
tige Beschwerde gem. §§ 567 ff. ZPO" ist gegen die Ablehnung einer Eintragung in das
Handelsregister nicht gegeben.
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b) Notar 1 ist nicht beschwerdebefugt, da er nicht in eigenen Rechten gem. § 59 Abs. 1
FamFG betroffen ist (vgl. etwa Mither in: Dutta/Jacoby/Schwab, FamFG, 4. Aufl., § 378
Rn. 14; Fritzsche in: (BeckOGK/FamFG, Stand 1.12.2025, § 59 Rn. 174). Beschwerdebe-
fugt ware (nur) die Gesellschaft, da ihre auf Eintragung in das Handelsregister gerichte-
te Anmeldung zuriickgewiesen worden ist (vgl. zu dieser Frage BGH, Beschluss vom 16.
Marz 1992 - 11 ZB 17/91 -, Rn. 3, juris).

2.

Lediglich am Rande weist der Senat darauf hin, dass das Rechtsmittel auch unbegriindet
ware, denn die beantragte Eintragung der Gesellschaft kann auf der Grundlage der ein-
gereichten notariellen Niederschriften lber die Griindung der Gesellschaft nicht vorge-
nommen werden.

a) Der Gesellschaftsvertrag, der in den Niederschriften 1 und 2 ohne Bertcksichtigung
der insgesamt drei Vermerke nach § 44a Abs. 2 BeurkG festgestellt worden ist, geniigt
nicht den Anforderungen des § 5 Abs. 2 Satz 1 GmbHG.

Nach der eben genannten Vorschrift muss der Nennbetrag jedes Geschaftsanteils auf
volle Euro lauten. Nach der Regelung in § 3 des Gesellschaftsvertrages sollen die Ge-
schaftsanteile aber zu Nennbetragen ausgegeben werden, die nicht auf volle Euro lau-
ten. Die genannte Bestimmung des Gesellschaftsvertrages kann auch nicht anders aus-
gelegt werden, da zum einen der Wortlaut eindeutig ist und zum anderen sich die Gesell-
schafter des Umstandes, dass die Geschaftsanteile nicht auf volle Euro lauten, bei der
Feststellung des Gesellschaftsvertrages bewusst waren ("Die unterschiedlichen Euro-Be-
trage resultieren ausschlieBlich aus der kaufmannischen Rundung auf zwei Nachkomma-
stellen.") und bewusst diese Regelung treffen wollten. Hinzu kommt, dass auch in der zu-
nachst eingereichten Anmeldung zum Handelsregister wie auch in der Liste der Gesell-
schafter die Nennbetrage der Geschaftsanteile genau wie im Gesellschaftsvertrag be-
zeichnet werden. Auch in der Niederschrift 2 (Gesellschafterwechsel) haben alle Gesell-
schafter die Regelung hinsichtlich der Nennbetrage der Geschaftsanteile noch einmal be-
kraftigt.

Dieser VerstoB gegen § 5 GmbHG macht den Gesellschaftsvertrag nichtig (vgl. etwa
Bayer in: Lutter/Hommelhoff, GmbHG, 22. Aufl., § 5 Rn. 11). Eine Eintragung der Gesell-
schaft in das Handelsregister ist damit auf Grundlage des von den Gesellschaftern in den
Niederschriften 1 und 2 festgestellten Gesellschaftsvertrag ohne Bertcksichtigung der
Nachtragsvermerke nicht méglich, § 9c Abs. 2 Nr. 3 GmbHG.

b) Die von den beiden Notaren verfassten Nachtragsvermerke gem. § 44a Abs. 2 BeurkG
flhren nicht dazu, dass der Gesellschaftsvertrag den Anforderungen des § 5 GmbHG ge-
nigt. Denn die Nachtragsvermerke entfalten keine rechtliche Wirkung, da die Vorausset-
zungen des § 44a Abs. 2 BeurkG nicht erfillt sind (vgl. OLG KéIn, Beschluss vom 7. Juli
2010 - 2 Wx 93/10 -, Rn. 18, juris; Heinze, NZG 2016, 1089, 1090).

aa) Nach § 44a Abs. 2 Satz 1 BeurkG kann der Notar durch einen Nachtragsvermerk of-
fensichtliche Unrichtigkeiten der notariellen Niederschrift richtigstellen. Das Verfahren
nach § 44 a Abs. 2 Satz 1 BeurkG lehnt sich an die in § 319 Abs. 1 ZPO getroffenen Rege-
lungen an (Kammergericht, Beschluss vom 12. Marz 2019 - 1 W 56/19 -, Rn. 7, juris; Ei-
ckelberg in: Armbruster/PreuR, BeurkG, 9. Aufl., §§ 44a Rn. 13). Es ergibt sich schon aus
dem Gesetzeswortlaut, dass nicht nur Schreibfehler, sondern auch weitergehende Feh-
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ler, wie etwa versehentliche Auslassungen und Unvollstandigkeiten, berichtigt werden
kénnen (vgl. etwa Winkler in: Winkler, BeurkG, 21. Aufl., § 44a Rn. 18).

Allerdings muss der Fehler offensichtlich sein, sich also fur jeden AuRenstehenden aus
Umstanden, die auch auRerhalb der Urkunde liegen kénnen, ergeben (Kammergericht,
Beschluss vom 12. Marz 2019 - 1 W 56/19 -, Rn. 7, juris; OLG KdIn, Beschluss vom 30. Ja-
nuar 2024 - -2 Wx 12/24 -, Rn. 14, juris; OLG Mlnchen, Beschluss vom 27. Juni 2012 - 34
Wx 184/12 -, Rn. 21, juris; Lerch in: Lerch, BeurkG, 5. Aufl., § 44a Rn. 9). Entscheidend
ist, dass es sich um einen Verlautbarungsmangel handelt. Das Verfahren nach § 44a
Abs. 2 BeurkG darf daher nicht dazu benutzt werden, eine Erklarung nachzuholen, die
die Beteiligten nicht abgegeben haben. Ist die fehlerhafte Angabe die richtige Wieder-
gabe des von den Beteiligten Erklarten und Gewollten, dann kommt nur das Verfahren
nach Abs. 3 in Betracht. Auf den sachlichen Inhalt der Urkunde darf sich die Anderung
nicht auswirken, sodass eine offensichtliche Unrichtigkeit jedenfalls dann nicht mehr vor-
liegt, wenn die Willenserklarungen der Beteiligten durch die Berichtigung einen anderen
Sinn erfahren konnten (Winkler, aaO., Rn. 18; Eickelberg, aaO., Rn. 14; Lerch, aa0., Rn.
8).

Ist die notarielle Niederschrift formell richtig, wenn auch materiell berichtigungsbeduirf-
tig, so scheidet deren Berichtigung nach § 44a Abs. 2 BeurkG regelmaRig aus (OLG Min-
chen, Beschluss vom 27. Juni 2012 - 34 Wx 184/12 -, Rn. 22, juris). Ein rechtlich unzu-
treffender Inhalt der notariellen Niederschrift, beispielsweise durch rechtliche Unkenntnis
oder andere Fehler in der Rechtsanwendung, kann daher nicht tber § 44a Abs. 2 BeurkG
korrigiert werden (zur gleichen Frage bei § 319 ZPO vgl. etwa Feskorn in: Zdller, ZPO, 36.
Aufl., § 319 ZPO, Rn. 5).

bb) Unter Anwendung dieser Mal3stabe sind die Voraussetzungen des § 44a Abs. 2 Be-
urkG nicht erflllt, da eine offensichtliche Unrichtigkeit im Sinne dieser Vorschrift nicht
vorliegt.

Dabei kann dahinstehen, ob der Vermerk des Notars 1 vom 11. Dezember 2025 Uber-
haupt den formellen Anforderungen des § 44a Abs. 2 Satz 3 BeurkG gendgt.

Denn es liegt schon kein Verlautbarungsmangel vor. Vielmehr ist deutlich, dass die Ge-
sellschafter vereinbaren wollten, dass nicht auf volle Euro lautende Geschaftsanteile ge-
schaffen werden. Die Gesellschafter haben namlich zum einen ausdrucklich darauf Be-
zug genommen, dass die Geschaftsanteile nicht auf volle Euro lauten, indem sie auf die
unterschiedlichen "zwei Nachkommastellen" Bezug genommen haben. Dies gilt umso
mehr, als den Beteiligten die beiden Niederschriften - ausweislich des Vermerks gem.

§ 13 Abs. 1 Satz 2 BeurkG - vorgelesen worden sind. Zum anderen haben die Gesell-
schafter 1 bis Gesellschafter 3 in ihrer Eigenschaft als Geschaftsfiihrer sowohl die Han-
delsregisteranmeldung wie auch die Liste der Gesellschafter unterschrieben, die die
nicht auf volle Euro lautenden Geschaftsanteile ausgewiesen haben. SchliefSlich haben
alle Gesellschafter in der Niederschrift 2 nochmals ausdricklich die in der Niederschrift

1 festgesetzten ("krummen") Nennbetrage bestatigt. Es liegt daher Gberhaupt keine "Un-
richtigkeit" im Sinne des § 44a Abs. 2 BeurkG vor. Vielmehr soll Gber § 44a Abs. 2 BeurkG
erreicht werden, dass die von den Gesellschaftern gewollte materiell-rechtlich unwirk-
same Regelung korrigiert wird. Solche Korrekturen sind aber Gber § 44a Abs. 2 BeurkG
nicht méglich. Wenn der beurkundende Notar - aus welchen Griinden auch immer - nicht
in der Lage ist, die Nichtigkeit der von den Beteiligten gewlnschten Erklarung zu erken-
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nen und damit seine Kardinalpflichten aus § 17 Abs. 1 Satz 1 BeurkG nicht erflllt, kann
dieses Versagen nicht Uber § 44a Abs. 2 BeurkG ungeschehen gemacht werden.

Lediglich am Rande sei bemerkt: Selbst wenn man unterstellte, dass die Gesellschaf-

ter keine "krummen" Nennbetrage vereinbaren wollten, schiede eine Berichtigung nach
§ 44a Abs. 2 BeurkG aus. Denn wie die sich widersprechenden Nachtragsvermerke von
Notar 2 zeigen, ist er nicht darlber im Bilde, was die Gesellschafter anstelle der "krum-
men Nennbetrage" vereinbaren wollten, sondern kann dariber nur spekulieren. Auch
aus diesem Grund ist hier ein Vorgehen nach § 44a Abs. 2 BeurkG nicht mdéglich, da nicht
festgestellt werden kann, was positiv richtig ist (OLG KéIn, Beschluss vom 7. Juli 2010 -

2 Wx 93/10 -, Rn. 19, juris; Eickelberg in: Armbrister/PreuB, BeurkG, 9. Aufl., §§ 44a Rn.
14).

cc) Die von den beiden Notaren erstellten Nachtragsvermerke entfalten damit keine
rechtliche Wirkung, da die Voraussetzungen des § 44a Abs. 2 BeurkG nicht erfullt sind
(vgl. OLG KolIn, Beschluss vom 7. Juli 2010 - 2 Wx 93/10 -, Rn. 18, juris; Heinze, NZG
2016, 1089, 1090). Damit kann auf Grundlage der eingereichten notariellen Niederschrif-
ten keine Eintragung der Gesellschaft erfolgen. Sollte weiterhin die Eintragung der Ge-
sellschaft gewlinscht sein, ware nach § 44a Abs. 3 BeurkG zu verfahren.

1L
1.

Eine Kostenentscheidung ist nicht zu treffen: Eine Entscheidung Uber die Erstattung au-
Bergerichtlicher Kosten kommt nicht in Betracht, die Verpflichtung zur Tragung der Ge-
richtskosten ergibt sich aus dem Gesetz.

2.

Der Festsetzung eines Verfahrenswertes bedurfte es im Hinblick auf die Festgebuhr (GV
Nr. 2100 zu § 1 Satz 1 HRegGebVO in Verbindung mit § 58 Abs. 1 Satz 1, Nr. 19112 KVG-
NotKG) nicht.

3.

Die Zulassung der Rechtsbeschwerde scheidet aus, weil es an den Voraussetzungen des
§ 70 Abs. 2 Satz 1 FamFG fehlt.

- Seite 7von 7 -



	Leitsatz
	Verfahrensgang
	Tenor
	Gründe

